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Nach drei Wahlgängen innerhalb von 
nur einem Jahr und Monaten der po-
litischen Lähmung wurde in Israel am 
17. Mai endlich eine neue Regierung 
vereidigt: Mit 36 Ministerinnen und 
Ministern ist sie die bisher größte in der 
Geschichte des Landes. In der Knes-
set verfügt die neue Regierung über 
eine für israelische Verhältnisse recht 
stabile Mehrheit von 73 der insgesamt 
120 Sitze. Zur breiten Koalition gehören 
Benjamin Netanjahus Likud, das Bünd-
nis „Kachol-Lawan“ („Blau-Weiß“) un-
ter Führung von Benny Gantz, die ultra- 
orthodoxen Parteien Shas und Verei-
nigtes Thora-Judentum, zentristische 
Gruppen sowie Vertreter der Arbeiter-
partei, von Gesher und Avigdor Lieber-
mans „Unser Haus Israel“.

Für die kommenden eineinhalb Jah-
re soll Netanjahu als Ministerpräsident 
die Regierungsgeschäfte führen, da-
nach wird ihn der frühere Oppositions- 
chef Gantz ablösen. Doch die geplan-
te Rotation kann nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass die Kräfte inner-
halb der Koalition höchst ungleich ver-
teilt sind. Das zentristische Kachol- 
Lawan-Bündnis ist – durch Gantz‘ un-
erwartete Entscheidung, in die Re-
gierung einzutreten – heillos zerstrit-
ten. Der Likud hingegen geht eindeu-
tig gestärkt aus den Verhandlungen 
hervor. Gleichzeitig ist die Oppositi-
on, da die Linke sich weiter gespalten 
hat und Teile der Arbeiterpartei zudem 
an der Regierung beteiligt sind, noch 
schwächer als vor der Wahl: Die links- 
zionistische Meretz-Partei büßte ein-
mal mehr an Wählerstimmen ein; ge-
meinsam mit der Vereinigten Liste der 
arabischen Parteien sind ihre Mög-

lichkeiten innerhalb der Knesset ver-
schwindend gering. Aus diesem Grund 
sind es überraschenderweise vor al-
lem die national-religiösen Kräfte um  
Naftali Bennett sowie im außerparla-
mentarischen Raum große Teile der ra-
dikalen Siedlerbewegung, die dem be-
deutendsten Regierungsvorhaben ent-
gegentreten – der geplanten Annexion 
von Teilen des Westjordanlandes.

Im Juli will Netanjahu der Knesset 
konkrete Pläne zu dieser Landnah-
me vorlegen. Es wäre ein Schritt von 
historischem Ausmaß, dessen Folgen 
sowohl für die Kräfteverhältnisse in 
der Region als auch für das Selbstver-
ständnis Israels noch längst nicht ab-
sehbar sind. Vor allem der zweite As-
pekt ist nicht zu unterschätzen: Seit 
1967 bildet die Zukunft der besetzten 
Gebiete den Dreh- und Angelpunkt 
der israelischen Identität. Mit Blick auf 
die Annexionspläne geraten die pola-
risierenden Kräfte innerhalb der isra-
elischen Gesellschaft schon jetzt aus 
dem Gleichgewicht: Sie werden zum 
einen von der nationalistischen Rech-
ten gebildet, die – religiös oder nicht –, 
das Territorium bis zum Jordantal dem 
zionistischen Staat zurechnet; zum an-
deren von einer zersplitterten Linken, 
die eine Zweistaatenlösung oder einen 
multiethnischen Staat fordert. 

Bereits in seiner ersten Regierungs-
erklärung als wiedergewählter Mi-
nisterpräsident hatte Netanjahu sei-
nen Plan zur Annexion von Teilen des 
Westjordanlandes angekündigt. Seine 
Beweggründe lieferte er kürzlich ge-
genüber Likud-Abgeordneten nach: 
Demnach gebe es keinen besseren 
Zeitpunkt in der Geschichte Israels, 

Marianne Zepp

Netanjahus Annexion:  
Die Stunde der Wahrheit
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um die Souveränität des Landes mit di-
plomatischen Mitteln über die Gebiete 
in Judäa und Samaria auszudehnen.1 

In der Tat eröffnet sich für Netanjahu 
– und damit für die gesamte siedler-
freundliche Rechte in Israel – derzeit ei-
ne einmalige Gelegenheit, um den Sta-
tus quo grundlegend zu ändern. Zwar 
beteuert der Regierungschef, an beste-
henden Friedensverträgen festhalten 
und die jeweiligen Schritte internatio- 
nal koordinieren zu wollen. Das aber 
bedeutet nichts anderes, als dass die 
USA, nach wie vor Israels wichtigster 
Verbündeter, das größte Mitsprache-
recht bei diesem Vorhaben erhalten. 

Ein Komitee aus Vertretern der is-
raelischen und der US-Regierung be-
stimmt derzeit hinter verschlossenen 
Türen jene Gebiete, die mit Zustim-
mung Washingtons unter israelische 
Souveränität fallen sollen. Als Grund-
lage dient dabei der „Friedensplan“, 
den die US-Regierung im Januar die-
ses Jahres vorgelegt hat – laut Donald 
Trump der „Deal des Jahrhunderts“. 
Dieser „Deal“ stellt den Palästinen-
sern zwar einen eigenen Staat in Aus-
sicht, allerdings unter harten Aufla-
gen: Demnach nimmt Israel die rund 
200 Siedlungen im Westjordanland 
und im Jordantal in das eigene Staats-
gebiet auf – inklusive der Grenzgebie-
te zu den arabischen Nachbarstaaten. 
Das entspricht etwa dreißig Prozent 
des Westjordanlandes. Im Gegenzug 
erhalten die Palästinenser Landstri-
che im Süden Israels. Das Ergebnis wä-
re ein palästinensischer Staat aus nicht 
zusammenhängenden Flächen; zudem 
wäre Jerusalem künftig die ungeteilte 
Hauptstadt Israels. 

Ob Trumps Plan in dieser Form um-
gesetzt wird, ist derzeit noch ungewiss, 
da auch weitere Annexionspläne kur-
sieren. Sie sehen vor, entweder nur die 
Siedlungsblöcke, die etwa 4 bis 10 Pro- 

1	 Vgl. Netanyahu undeterred on annexation, 
www.al-monitor.com, 29.5.2020. Judäa und 
Samaria sind die aus der Bibel abgeleiteten 
Bezeichnungen der israelischen Rechten für 
die besetzten Gebiete.

zent des Westjordanlandes ausma-
chen, das Jordantal (17 Prozent) oder 
gleich alle jüdischen Siedlungseinhei-
ten jenseits der Grünen Linie unter is-
raelische Jurisdiktion zu bringen. Am 
weitesten ginge jener Plan, wonach 
das gesamte, in den Osloer Verträgen 
als das sogenannte C-Gebiet dekla-
rierte Territorium annektiert wird – das 
wären rund 60 Prozent des Westjor- 
danlandes außerhalb Jerusalems.

Vieles spricht dafür, dass die Ent-
scheidung für eine dieser Optionen 
bald fallen wird. Netanjahu weiß, dass 
er in den Monaten vor der US-Prä-
sidentenwahl am 3. November mit 
der größten Rückendeckung Trumps 
rechnen kann. Hinzu kommt, dass bei 
einem Wahlsieg des demokratischen 
Herausforderers Joe Biden die Anne-
xion, die laut Umfragen derzeit mehr 
als die Hälfte der jüdischen Israelis 
begrüßt, sehr wahrscheinlich umge-
hend vom Tisch wäre. 

Die weiteren Motive des israelischen 
Premierministers, die Annexion derart 
massiv voranzutreiben, sind allerdings 
weniger klar und Gegenstand der öf-
fentlichen Debatte in Israel. Als sicher 
kann gelten, dass die geplante Anne-
xion ganz und gar Netanjahus politi-
scher Überzeugung entspricht. Seit 
Jahren verteidigt er das Anrecht Isra-
els auf die besetzten Gebiete, und min-
destens ebenso entschieden lehnt er 
die Ausrufung eines palästinensischen 
Staates ab. Durch die erneute Über-
nahme der Regierungsführung avan-
cierte Netanjahu zudem zum unange-
fochtenen Anführer der israelischen 
Rechten. Das erlaubt es ihm, sein histo-
risches Erbe zu festigen – nämlich die 
israelische Siedlungspolitik ein für al-
le Mal gegen das Völkerrecht durch-
zusetzen. Und nicht zuletzt will Netan-
jahu offenkundig von der Anklage we-
gen Korruption ablenken, die vor weni-
gen Wochen gegen ihn erhoben wurde.

Allerdings ist die Annexion längst 
nicht in trockenen Tüchern. Zum ei-
nen warnen die Vereinten Nationen, 
dass dieser Schritt jede Hoffnung auf 
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Frieden in der Region zerstören wür-
de. Und auch die Außenminister der 
EU zeigen sich hochgradig besorgt; 
Anfang Juni reiste Bundesaußenmi-
nister Heiko Maas nach Jerusalem, um 
mit Netanjahu, Verteidigungsminister 
Benny Gantz und Außenminister Gabi 
Aschkenasi über die Regierungspläne 
zu sprechen.

Die Siedler gegen Netanjahu

Vom wachsenden außenpolitischen 
Druck zeigt sich Netanjahu bislang al-
lerdings nur wenig beeindruckt. Grö-
ßere Sorgen bereitet ihm der Wider-
stand innerhalb des Landes, den vor 
allem der Siedlerrat („Yesha“) leistet. 
Dieser befürchtet eine Ausdehnung 
des palästinensischen Besitzes, den 
das 2017 verabschiedete Hasbara- 
Gesetz bereits teilweise legalisiert 
hat.  Das Gesetz ist eine Reaktion auf 
das Urteil des Obersten Gerichtshofes, 
der den Siedleraußenposten Amona 
für illegal erklärte. Daraufhin wurde 
die Praxis der gegen den Willen der 
Palästinenser durchgeführten Enteig-
nungen zwar legalisiert, es müssen 
allerdings Entschädigungen gezahlt 
werden. Nun treibt die Vertreter der 
radikalen Siedlerbewegung vor allem 
die Frage um, ob sie ihre Siedlungen 
nach einer Annexion weiter ausdeh-
nen können; laut Trump-Plan sollte 
dies außerhalb der annektierten Ge-
biete nicht mehr möglich sein. Zudem 
lehnen sie die Etablierung eines paläs-
tinensischen Staates strikt ab. 

Einen engen Verbündeten hat die 
Siedlerbewegung in der religiös-natio- 
nalistischen Jamina-Partei von Nafta-
li Bennett gefunden, die inzwischen 
nicht mehr an der Regierung beteiligt 
ist. Bennett beschuldigt Netanjahu, 
Details der Annexion gezielt geheim 
zu halten, um Kritik gar nicht erst auf-
kommen zu lassen. Es sei daher noch 
unklar, ob die Regierung eine umfas-
sende Annexion mit israelischer Sou-
veränität über das gesamte Westjor- 

danland – wie Bennett fordert – oder 
die Gründung eines Palästinenserstaa-
tes beabsichtige. Letzteres ist auch für 
Bennetts Partei unakzeptabel. 

Tatsächlich wurden die genauen Plä-
ne für eine Ausgestaltung des Anne-
xionsgebietes bislang nicht veröffent-
licht. Zugleich aber sind die Möglich-
keiten der israelischen Regierung, von 
Trumps Vorlage abzuweichen, offenbar 
nicht allzu groß: Als der frisch ernann-
te Minister für Jerusalem, Rafi Peretz 
(„Unser Haus Israel“), jüngst vorschlug, 
Teile des Trump-Plans zurückzuwei-
sen – darunter die Anerkennung eines 
zukünftigen Palästinenserstaates –,  
reagierte der US-Botschafter in Israel, 
David Friedman, prompt: Die amerika-
nische Position lasse wenig Verhand-
lungsspielraum zu, stellte der Botschaf-
ter unmissverständlich klar. Grundla-
ge der Annexion könne nur der Trump-
Plan sein, der auch Verhandlungen mit 
den Palästinensern einschließt und zu-
dem einen Stopp der Siedlungspolitik 
außerhalb der annektierten Gebiete 
vorsieht. 

Die palästinensische Führung im 
Westjordanland kann das nicht beru-
higen. Denn geht es nach der israeli-
schen Regierung, soll das bereits in 
Ost-Jerusalem erprobte Absentee´s 
Property Law zur Anwendung kom-
men. Dieses sieht die Enteignung von 
palästinensischem Land und Besitz in-
nerhalb der annektierten Gebiete vor. 
Welche Folgen dies haben dürfte, zeigt 
sich ebenfalls in Ost-Jerusalem: Nach-
dem die israelische Armee den Ost-
teil der Stadt 1967 im Sechstagekrieg 
erobert hatte, wurden die umliegen-
den palästinensischen Dörfer in ein 
Groß-Jerusalem eingemeindet, Land-
besitzer enteignet und die Bewohner 
zu temporär geduldeten Einwohnern 
Israels erklärt, was faktisch dem Status 
der Staatenlosigkeit gleichkommt. 

Benjamin Netanjahu verkündete  
bereits, den Palästinensern in den an-
nektierten Gebieten keine israeli-
sche Staatsbürgerschaft geben zu wol-
len. Zugleich sollen die israelischen  
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Sicherheitskräfte die Kontrolle über 
das gesamte annektierte Territorium 
erhalten. Die Folgen wären drama-
tisch: Sind die Siedler heute noch weit-
gehend auf den Schutz der israelischen 
Streitkräfte zur Aufrechterhaltung ih-
rer Infrastruktur angewiesen, würden 
sie nach der Annexion zu „Herren des 
Landes“ avancieren. Den Palästinen-
sern bliebe kaum mehr als die Fiktion 
eines eigenen Staates: Die Bewohner 
des im Trump-Plan vorgesehenen pa-
lästinensischen Gebietes hätten auf-
grund der unzusammenhängenden 
Fläche keine Bewegungsfreiheit; zu-
gleich wäre ihr Staat weder ökono-
misch noch außenpolitisch handlungs-
fähig, geschweige denn souverän. Der 
Plan sieht die völlige Demilitarisierung 
Palästinas vor; der vorgesehene Staat 
kann daher weder seine Grenzen noch 
seinen Luftraum kontrollieren. Zudem 
ist bislang geplant, dass die Sicherheit 
im gesamten Gebiet westlich des Jor-
dans weiterhin der israelischen Armee 
obliegt. Daher könnte Israel künftig 
faktisch jede Entscheidung von paläs-
tinensischer Seite blockieren.

Ein Ende der »Zeit der Lügen«?

Würde die Annexion in dieser Form 
kommen, wäre die Siedlerbewegung 
damit nicht nur stärker und einfluss-
reicher als je zuvor, sondern sie hätte 
auch eines ihrer Hauptziele erreicht. 
In der Geschichte Israels hat den Sied-
lern bisher keine Regierung – auch un-
ter der Arbeiterpartei nicht – ernsthaft 
Einhalt geboten. Im Gegenteil wurde 
die Besatzung über die Jahre zu einem 
nicht hinterfragbaren Teil der Sicher-
heitspolitik. Dieses Sicherheitsnarra-
tiv nutzte die nationalistische Rechte 
geschickt, um das israelische Anrecht 
auf das gesamte Gebiet, das sich vom 
Mittelmeer im Westen bis zum Jordan 
im Osten erstreckt, zu erweitern – und 
dieses „Recht“ durch eine zunehmend 
ausgedehnte Siedlungspolitik schritt-
weise in die Realität umzusetzen. Die 

Annexion wäre der vorläufige Höhe-
punkt dieser Strategie.

Um die Landnahme durchzuführen, 
setzt Netanjahu auf die stille Mehrheit 
im Land, die derzeit vollauf mit den Fol-
gen der Covid-19-Pandemie beschäf-
tigt ist. Nur in der israelischen Linken 
werden Stimmen laut, die durch die 
Annexion ein Ende der „Zeit der Lü-
gen“ gekommen sieht. Demnach wür-
de diese zu einem Zusammenbruch 
der Palästinensischen Autonomiebe-
hörde, einer Aufkündigung der Osloer 
Verträge sowie einem erneuten Auf- 
flammen der Gewalt führen. Dies aber 
wäre das Ende des fragilen Gleichge-
wichts, das in den vergangenen Jahren 
durch die israelische Besatzung auf-
rechterhalten wurde. Die Illusion der 
demokratischen Linken, die noch im-
mer auf eine Zweistaatenlösung hofft, 
wäre damit endgültig zerstört – und, 
so die vage Hoffnung, der Weg für ei-
nen Neubeginn freigemacht. Auch aus 
Sicht vieler palästinensischer Israelis 
könnte dies ein „Ende der Heuchelei“ 
bedeuten und aller Welt den ihrer An-
sicht nach kolonialen Charakter der is-
raelischen Politik vor Augen führen. 

Ein anderer Teil der Linken setzt 
derzeit aber noch auf zivilgesellschaft-
liche Gegenwehr: 56 ehemalige Knes-
set-Abgeordnete veröffentlichten Mit-
te April eine Resolution, die auf die fa-
talen Folgen der Annexion hinweist 
und eine gerechte Friedenslösung ein-
fordert.2 Ob sie damit Gehör finden, 
ist derzeit mehr als fraglich: Gerade in 
Corona-Zeiten sind die Möglichkeiten 
der Linken, deren stärkste politische 
Waffe der Straßenprotest ist, äußerst 
beschränkt. Sie können daher nur an 
den Willen zum Frieden und die politi-
sche Vernunft appellieren – und darauf 
hoffen, dass eine Weltöffentlichkeit, 
die doch noch an die Durchsetzung des 
Völkerrechts glaubt, ihren Druck auf 
die israelische Regierung in letzter Mi-
nute weiter erhöht.

2	 Statement by 56 former Members of the Israeli 
Parliament against Annexation, in: „Haaretz“, 
17.4.2020.
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